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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Anpassung der Berichtigungs- 
koeffizienten, die auf die Dienst- und Versorgungsbezüge der Beamten und 
sonstigen Bediensteten der Europäischen Gemeinschaften anwendbar sind 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Einsetzung eines 
Gemeinsamen Rates und einer Gemeinsamen Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften, 

gestützt auf das Statut der Beamten der Euro- 
päischen Gemeinschaften und die Beschäftigungsbe- 
dingungen für die sonstigen Bediensteten der Ge- 
meinschaften, festgelegt durch die Verordnung 
(EWG, Euratom, EGKS) Nr. 259/68^) und zuletzt 
geändert durch die Verordnung (Euratom, EGKS, 
EWG) Nr. 2998/75“), insbesondere auf Artikel 64, 
Artikel 65 Absatz 2 und Artikel 82 des Statuts so- 
wie Artikel 20 Absatz 1 und Artikel 64 der Beschäf- 
tigungsbedingungen, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Wegen des erheblichen Anstiegs der Lebenshal- 
tungskosten in Belgien und in den anderen Ländern 
der dienstlichen Verwendung der Beamten und son- 
stigen Bediensteten der Europäischen Gemeinschaf- 
ten im zweiten Halbjahr 1975 sind die auf die 
Dienst- und Versorgungsbezüge dieser Beamten 
und sonstigen Bediensteten anwendbaren Berichti- 
gungskoeffizienten mit Wirkung vom 1. Januar 1976 
anzupassen. 

Die Berichtigungskoeffizienten, die auf die Dienst- 
und Versorgungsbezüge der in Irland dienstlich 
verwendeten Beamten und sonstigen Bediensteten 
anwendbar sind, konnten zum 1. Juli 1975 nicht an- 
gepaßt werden, da die entsprechenden Statistiken 
damals nicht zur Verfügung standen - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Mit Wirkung vom 1. Juli 1975 gilt für die Dienst- 
bezüge der in Irland dienstlich verwendeten Be- 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 56 
vom 4. März 1968, S. 1 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 299 
vom 29. November 1975, S. 1 


amten folgender Berichtigungskoeffizient: 

Irland 178,3 

2. Mit Wirkung vom 1. Juli 1976 wird der gemäß 
Artikel 82 Abs. 1 zweiter Unterabsatz auf die 
Versorgungsbezüge anzuwendende Berichti- 
gungskoeffizient für den Versorgungsberechtig- 
ten, der seinen Wohnsitz in Irland zu nehmen 
erklärt, auf 178,3 festgesetzt. 

Artikel 2 

1. Mit Wirkung vom 1. Januar 1976 gelten für die 
Dienstbezüge der Beamten, die in einem der 
nachstehend aufgeführten Länder dienstlich ver- 
wendet werden, folgende Berichtigungskoeffi- 
zienten: 


Belgien 

157,8 

Dänemark 

198,4 

Bundesrepublik Deutschland 

130,9 

Frankreich 

186,8 

Irland 

181,9 

Italien 

176,6 

Großherzogtum Luxemburg 

157,8 

Niederlande 

146,7 

Vereinigtes Königreich 

202,6 

Schweiz 

133,4 

USA 

207,6 


2. Mit Wirkung vom 1. Januar 1976 werden die ge- 
mäß Artikel 82 Absatz 1 zweiter Unterabsatz 
des Status auf die Versorgungsbezüge anzuwen- 
denden Berichtigungskoeffizienten für das Land 
der Gemeinschaften, in dem der Versorgungsbe- 
rechtigte seinen Wohnsitz zu nehmen erklärt, 
wie folgt festgesetzt: 


Belgien 

157,8 

Dänemark 

198,4 

Bundesrepublik Deutschland 

130,9 

Frankreich 

186,8 

Irland 

181,9 

Italien 

176,6 

Großherzogtum Luxemburg 

157,8 

Niederlande 

146,7 

Vereinigtes Königreich 

202,6. 


Erklärt der Versorgungsberechtigte, seinen Wohn- 
sitz in einem anderen Land als den oben aufgeführ- 
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ten Ländern zu nehmen, so ist der Berichtigungs- 
koeffizient für die Versorgungsbezüge der für Bel- 
gien festgesetzte Koeffizient. 

Artikels 

Die in Artikel 4 a des Anhangs VII zum Statut ge- 
nannte vorübergehende Pauschalzulage wird bis zum 
30. Juni 1978 gewährt. 

Artikel 4 

Artikel 1 der Verordnung (Euratom, EGKS, EWG) 
Nr. 2998/75 wird mit Wirkung vom 1. Januar 1976 
aufgehoben; der in den beiden Absätzen dieses 
Artikels genannte Koeffizient „Irland 164,2" wird 
jedoch mit Wirkung vom 1. Juli 1975 aufgehoben. 
Artikel 3 Abs. 2 der Verordnung (EWG, Euratom, 
EGKS) Nr. 3191 wird mit Wirkung vom 1. Juli 1976 
aufgehoben. 


Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 14. Mai 1976 - 14 - 680 70 - E - Pe 4/76: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 29. April 1976 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 

I. Artikel 65 Absatz 2 des Statuts der Beamten be^ 
stimmt: 

„Im Falle einer erheblichen Änderung der Lebens- 
haltimgskosten beschließt der Rat innerhalb von 
höchstens zwei Monaten Maßnahmen zur Anglei- 
chung der Berichtigungskoeffizienten und gegebe- 
nenfalls über deren Rückwirkung." 

Das Statistische Amt der Europäischen Gemeinschaf- 
ten hat im Einvernehmen mit den Statistischen 
Ämtern der Mitgliedstaaten und der OECD die Ent- 
wicklung der Lebenshaltungskosten im zweiten 
Halbjahr 1975 in Brüssel und in den verschiedenen 
Ländern der dienstlichen Verwendung anhand ge- 
meinsamer Indizes ermittelt. 


Belgien 

106,1 

Dänemark 

106,1 

Bundesrepublik Deutschland 

101,7 

Frankreich 

105,0 

Irland 3) 4) 

102,0 

Italien 

106,0 

Niederlande 

103,5 

Vereinigtes Königreich 

110,7 

Schweiz 

100,7 

USA») 

103,6 


Die in der obigen Tabelle ausgewiesenen besonders 
starken Erhöhungen erfordern nach Ansicht ^er 
Kommission Anpassungen mit Wirkung vom 1. Ja- 
nuar 1976. 

Die Kommission schlägt daher vor, die Berichti- 
gungskoeffizienten, die auf die Dienstbezüge der 
Beamten in den verschiedenen Ländern der dienst- 
lichen Verwendimg anwendbar sind, entsprechend 


3) Nationaler Index 

4 Bezugszeitraum: Mai 1975 bis November 1975 


den Angaben in dem als Anlage beigefügten Ver- 
ordnungsentwurf anzupassen. 

II, Am 6. November 1975 hat der Rat die für den 
Sitz beschlossen^ Verringerung (0,58 v. H.) auf die 
übrigen geographischen Berichtigungskoeffizienten 
angewandt, indem nicht der Halbjähresindex, son- 
dern nur der in den einzelnen Orten der dienst- 
lichen Verwendung festgestellte Lebenshaltungs- 
kostenindex um den gleichen Prozentsatz herabge- 
setzt wurde. Die Berichtigungskoeffizienten für Bel- 
gien, das Großherzogtum Luxemburg, Frankreich 
und Italien bedürfen keiner Änderung. Die Abwei- 
chungen bei den Berichtigungskoeffizienten für die 
übrigen Länder sind minimal und bewegen sich zwi- 
schen — 0,07 und + 0,7 v. H. 

III, Ziel bei der Auszahlung der Beamtenbezüge 
muß es sein, dem gesamten Personal unabhängig 
vom Ort der dienstlichen Verwendung eine mög- 
lichst gleichwertige Kaufkraft zu sichern (Artikel 64 
des Beamtenstatuts). 

Wenn dieses Ziel erreicht werden soll, muß das Ge- 
halt der Beamten ständig und korrekt mit Hilfe der 
Berichtigungskoeffizienten der Entwicklung ange- 
paßt werden. Diese Anpassung ist in Zeiten der In- 
flation unumgänglich. 

Bei der derzeitigen Lage, die durch unterschiedliche 
Inflationsraten in den Mitgliedstaaten gekennzeich- 
net ist, behält sich die Kommission vor, wenn nötig 
zusätzliche Vorschläge für eine Anpassung der Be- 
richtigungskoeffizienten vorzulegen. 

IV, Da die Statistiken für Irland zu anderen Zei- 
ten erscheinen, konnte der Berichtigungskoeffizient, 
der auf die Bezüge der in Irland dienstlich verwen- 
deten Beamten und sonstigen Bediensteten anwend- 
bar ist, nicht mit Wirkung vom 1. Juli 1975 ange- 
paßt werden. 

Für dieses Land muß also eine doppelte Anpassung 
vorgenommen werden. 
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